
D as EU-System handelbarer
Emissionsrechte (EU-ETS),
Kernstück der europäi-

schenKlimaschutzpolitik, ist indie
Kritik geraten. Weil der Preis der
Emissionsrechte schon lange rela-
tiv niedrig ist, wird behauptet, das
System funktioniere nicht. Das
Gegenteil ist aber der Fall! Der
niedrige Preis erleichtert die Wie-
derbelebung der europäischen
Wirtschaft, die immer noch in ei-
ner konjunkturellen Flaute steckt.
Dass der Preis mit der Konjunktur
schwankt und so eine antizykli-
scheWirkung ausübt, ist volkswirt-
schaftlich sinnvoll und erwünscht.
Dennoch ist das EU-ETS reform-
bedürftig. Die tatsächlichen Pro-
bleme sind aber folgende:
1. Die jährlichen Mengen an Emissionsrechten, die die EU dem
System zur Verfügung stellt, sind nicht sinnvoll festgelegt. Sie ori-
entierten sich an irrelevanten Preisprognosen. Ab der nächsten
Verpflichtungsperiode, die 2021 beginnt, müssen die jährlichen
Rechtemengen daher endlich direkt vom international vereinbar-
tenZwei-Grad-Celsius-Klimaschutzziel abgeleitetwerden.Dies ist
zwarwissenschaftlich undpolitischnicht trivial, aber auf Basis der
neuestenwissenschaftlichenErkenntnisse durchausmöglich.
2. Nur etwa 50 Prozent der Rechte werden in der laufenden Peri-
ode versteigert. Die anderen 50 Prozent werden mit viel zu kom-
plexen und trotzdem nicht gerechten Regeln den Anlagenbetrei-
bern kostenlos zugeteilt. Dies ist mit einem riesigen Bürokratie-
aufwand für Anlagenbetreiber, Verifizierer, nationale und EU-
Behörden, Rechtsanwälte und Gerichte verbunden. Ab 2021 soll-
ten endlich alle Rechte ohne Ausnahme versteigert werden! Dies
würde den bürokratischen Aufwand für alle minimie-
ren und zusätzliche kostengünstige Emissionsvermei-
dungsmöglichkeiten offenlegen und zur Anwendung
bringen.
3. Die kostenlose Rechtezuteilungwirdmit den sonst
drohenden Arbeitsplatzverlagerungen über die EU-
Grenzen hinweg begründet. Diese Gefahr ist jedoch
viel geringer als behauptet. Ab 2021 sollte ein Aus-
gleichsmechanismus dieser Gefahr vorbeugen. Für
die wenigen tatsächlich gefährdeten Produkte müss-
ten deren Importeure Emissionsrechte erwerben, Ex-
porteure erhalten im gleichen Umfang Rechte erstat-
tet. Diese WTO-konforme Grenzausgleichsregelung
würde die Wettbewerbsgleichheit dynamisch und

vollständig herstellen, unabhän-
gig vom jeweiligen Emissions-
rechtepreis.
4. Die Erlöse aus der Rechte-Ver-
steigerung werden nicht sinnvoll
verwandt. Die Rechte gehören we-
der der emittierenden Industrie
noch dem Staat. Sie gehören allen
EU-Bürgern! Der Staat ist nur
Treuhänder und hat die Erlöse
an den Treugeber weiterzuleiten.
Die Steuerzahler sollten daher auf
ihre jährliche Steuerschuld einen
Pro-Kopf-Abzug erhalten, Trans-
ferempfänger einen Pro-Kopf-
Zuschlag; ermittelt aus den jähr-
lichen Versteigerungserlösen, ge-
teilt durch die Anzahl der Bürger.
Dieswäre volkswirtschaftlich sinn-

voll, umwelt- und sozialpolitisch gerecht!
5. Nur rund 45 Prozent der EU-Treibhausgasemissionen werden
bislang vom EU-ETS erfasst, das Potenzial wird also nur unzu-
reichend genutzt. Das System sollte daher spätestens ab 2021 auf
möglichst alleBereiche, zumindest aber auf dieVerkehrs- undWär-
mesektorenausgeweitetwerden.
Besonders einfach ist dies für den Straßenverkehr zu realisieren!

Die inVerkehr gebrachten Treibstoffmengenwerden bereits an den
ZolllagernderRaffinerienoderbeimImport andenEU-Außengren-
zen zum Zweck der Energiesteuerberechnung genau überwacht.
Diese ermittelten Mengen müssten lediglich mit ihren jeweiligen
Emissionsfaktoren multipliziert und die resultierenden CO2-Emis-
sionen an die jeweiligen ETS-Behörden gemeldet werden. Ferner
müssten die Mineralölgesellschaften verpflichtet werden, entspre-
chendeMengenanEmissionsrechtenabzugeben.Natürlichwürden
diese die Kosten für die Rechtebeschaffung einpreisen.Werden fer-

ner diese Kosten auf der Tankrechnung ausgewiesen,
könnte jeder Kfz-Fahrer seine individuellen CO2-Emis-
sionenunddie damit verbundenenKosten ablesenund
diesbei seinemVerhaltenberücksichtigen.
Der Straßenverkehr könnte zudem bereits vor 2021

in das System einbezogenwerden.Würde dies ab 2016
erfolgen und die Rechtemenge nur um 50 Prozent der
Verkehrsemissionen erhöht, würde der derzeitige
Überhang von rund zwei Milliarden Rechten bis 2020
völlig aufgesaugtwerden.
Das EU-ETS könnte so insgesamt wesentlich verbes-

sert und effizienter gestaltet werden. Als Nebeneffekt
würde sich dann auch der politisch erwünschte höhere
Preis fürEmissionsrechtevonselbst einstellen. n

Hacker, 66, ist
Vorsitzender des
Bundesverbands
Emissionshandel
und Klimaschutz.

Die Rechte gehören allen!
FORUM | Das System handelbarer Emissionsrechte der Europäischen Union könnte

besser und effizienter ausgestaltet werden. Fünf Vorschläge für eine Reform. Von Jürgen Hacker

Bitte umverteilen! Der Staat soll Erlöse aus dem
Emissionshandel mit der Steuer verrechnen
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BERLIN INTERN | Die Regierung hat erkannt: Forschung
optimiert die Produktion so radikal, dass derMensch
auf der Strecke bleibt. Umdas zu verhindern, soll noch
mehr geforscht werden.Von Christian Schlesiger

B undesforschungsministerin
Johanna Wanka ist die Goldma-
rie des Kabinetts. Die Bundes-
kanzlerin überhäuft sie gegen-

wärtig geradezu mit Geld. Kein Ressort darf
mehr verteilen als die ostdeutsche Mathe-
matik-Professorin Wanka. Das erzeugt Nei-
der. Doch die sind still, weil sie wissen,
dass die promovierte Physikerin Angela
Merkel – mit Chemie-Professor Joachim
Sauer von der Humboldt-Universität zu
Berlin verheiratet – ihre schützende Hand

über die Forschung hält. Drei Milliarden
Euro gibt es allein in dieser Legislatur-
periode extra. Seit Merkel regiert, stieg der
Forschungsetat von Jahr zu Jahr.
Wanka hat schon ein neues Ausgaben-

feld für sich entdeckt, mit dem sie das viele
schöne Geld sinnvoll verprassen kann: fürs
Forschen übers Forschen.Denn:Wo ge-
forscht wird, rollen Köpfe.Die Fortschritte
in der Digitalisierung der Alltagswelt locken
Menschen erstens in schnell ergreifbare,
aber nicht sehr lukrativeMinigewerbewie
Chauffeursdienste über Taxi-Apps.Zwei-
tens sorgt die ständige Erreichbarkeit über
diverse Kanäle wie Handy und E-Mail für
eine 24/7-Standby-Verfügbarkeit derMit-
arbeiter.Und drittens werdenMenschen
gefeuert, wo Computer es besser können.
Die Frage, die sichWanka stellt: Wie kann
die Gesellschaft von der Digitalisierung
profitieren ohne unnötig großen Kollateral-
schaden? Arbeitsforscher sollen künftig
diese schädlichen Verquickungen rechtzei-
tig erkennen, damit Politik reagieren kann.

Dafür gibt es Geld.EineMilliarde Euro
lobt der Bund für Projekte aus, die bis 2020
zu „Innovationen für die Produktion,
Dienstleistung und Arbeit vonmorgen“ füh-
ren sollen.Der Startschuss fiel letzteWoche
imBerliner Fraunhofer-Institut für Produk-
tionsanlagen und Konstruktionstechnik.
Wankas neuester Fördertopf ist Teil der
High-Tech-Strategie der Regierung, die in
diesem Jahr elf Milliarden Euro verschlingt.
Rationalisierung soll also der Belegschaft

zugutekommen.Diese neue Stoßrichtung
gefällt sogar denGewerkschaften.Früher
zogen die noch die Fortschrittsbremse, weil
sie Strukturwandel wegen des Jobabbaus
befürchteten.Heute sehen sie „die Chance
der Gestaltung“, sagt Frank Bsirske, Chef
der Dienstleistungsgewerkschaft Verdi. Es
sind ganz neue Töne der Arbeitnehmerver-
treter (siehe Seite 38).
Werden die einstigen Gegner der Indus-

trialisierung so zu engenBuddies der for-
schungsfrenetischen Kanzlerin? Die Arbeit-
geberseite frohlockt schon längst:
Unternehmen stehen vor „radikalen Verän-
derungen“, vor einer 4.0-Revolution und
ganz neuen Chancen.Das sagtUlrich
Grillo,Präsident des Bundesverbands der
Deutschen Industrie.Und spricht vomTurn-
schuh.Wenn Sportkonzerne wie Adidas
und Puma jeden einzelnen Kundenwunsch
etwa nachGröße, Farbe undDesign direkt
in die Produktion einfließen lassen könn-
ten, ließe sich die Fertigung „wieder zurück
nach Europa holen“.Grillo fordert alle auf,
„gemeinsam an der Zukunft für das Indus-
trielandDeutschland“zu arbeiten.
Forschungsgelder, um derMassenpro-

duktion in China Paroli zu bieten? Textil-
produktion in Herzogenaurach statt in
Bangladesch? Das klingt aus deutscher Ar-
beitnehmersicht wie ein schönesMärchen.
Und selbst wenn amEnde die großeHigh-
Tech-Strategie der Forschungsministerin
floppt: Der Öffentlichkeit wird das nicht
weiter auffallen.Denn die Gelder fließen in
diverse kleine, unauffällige Projekte.So
kannWanka sicher sein: Die Pechmarie
wird sie so nie.

Forschung erforschen

Massenproduktion zurückholen Grillo,
Wanka, Neugebauer, Bsirske (von links)
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ÜBER BONUSSYSTEME,

MITARBEITERFÜHRUNG UND

DEN WAHNSINN DER MOTIVATION.

YES YESYYES YOYES OOYES YOYES YYYES OOYES OYOYYES U U YES U U YES 
CANANOCANCANOU CANCANU U CANCANU 
YESYOUCAN

JETZT
NEU IM
HANDEL

PERFORMER –
FÜHREN GEHT HEUTE ANDERS
DAS MAGAZIN FÜR FÜHRUNGSKRÄFTE
VON HEUTE UND MORGEN!

// AUSGABE NR. 1: MOTIVATION – GELD ODER LEBEN
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